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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 16. November 1995 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Usbekistan 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einem völkerrechtlichen Vertrag nach Maßgabe 
des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. Mit 
seiner Hilfe wird der internationale Fluglinienverkehr für die deutschen 
Luftfahrtuntemehmen und die des Vertragspartners zwischen beiden 
Staaten auf eine solide Rechtsgrundlage gestellt, die im Gegensatz 
zur Gewährung vorläufiger Rechte - ohne Vertragsbasis - auch lang- 
fristige Planungen trägt und nur formalisierter Beendigung unterliegt. 

B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Usbekistan gewäh- 
ren sich gegenseitig die Rechte des Überflugs (1. Freiheit), der Landung 
zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), des Absetzens (3. Frei- 
heit) und des Aufnehmens (4. Freiheit) von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post im gewerblichen internationalen Fluglinienverkehr. 
Kabotagerechte sind ausgeschlossen. 

Das Vertragsrecht trägt den nationalen Erfordernissen zur Umsetzung 
dieses Vertrags in deutsches Recht Rechnung. 

C. Alternativen 

Vertragsloser Zustand mit nicht gesicherten Verkehrsrechten. 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 


Es entstehen keine Kosten. 
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E. Sonstige Kosten (z. B. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale 
Sicherungssysteme) 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunterneh- 
men, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei 
sozialen Sicherungssystemen. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da 
das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Weise der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber 
deren Höhe, regelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 56/96 Bonn, den 18. November 1996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. November 1995 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Usbekistan über den Luftverkehr mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 704. Sitzung am 8. November 1996 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 


Drucksache 13/6168 


3 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6168 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 16. November 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Usbekistan 
über den Luftverkehr 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 16. November 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Usbekistan über den Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatzsteu- 
er und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsuntemehmen, insbe- 
sondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei sozialen Siche- 
rungssystemen. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art sowie der Rechtsgewährungen auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Bestimmungen von Beförderungs- 
entgelten, nicht aber deren Höhe, regelt. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Usbekistan 
über den Luftverkehr 

CornaujeHMe 

Me>Kfly ripaBmenbCTBOM OepepaTUBHOM PecnyönMKM r epMaHM« 
m ripaBHT enbCTBOM PecnyönMKM Y3öeKMCTaH 
O B03flyLUH0M COOÖLUeHMM 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Transfer von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des Ruglinienverkehrs 
Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 
Artikel 10 Tarife 

Artikel 1 1 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 14 Direkttransit 

Artikel 15 Meinungsaustausch 

Artikel 16 Konsultationen 

Artikel 17 Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 18 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 19 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Artikel 20 Frühere Abkommen 
Artikel 21 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 22 Kündigung 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Usbekistan - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem- 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen den Hoheitsgebieten 
beider Staaten und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt. 


OrnaeneHHe 

ilpeaMöy/ia 

CiaTbfl 1 OnpefleneHMe töpmmhob 
C raTbH 2 npeAocTaB/ieHne npaB nepeaoaoK 

CiaTbfl 3 Ha3HaneHvie asManpeAnpMflTMM n pa3petueHne Ha 3Kcn/iya- 

TaUHKD 

CiaTbfl 4 AHHy/iHpOBaHHe hjim orpaHtmeHHe pa3petueHHfl Ha 3Kcnnya- 
TaUHK) 

CiaTbfl 5 PaaeHCTBo npn Ha3HaH6HHM cöopoß 

CiaTbfl 6 OcBoöo>KfleHMe ot TaMoxceHHbix nouuiHH m nponwx cöopoß 

CiaTbfl 7 flepeBOfl aoxoaob 

CiaTbfl 8 ripMHUMnbi 3KcnnyaTauMM MapiupyTOB 

CiaTbfl 9 riepenasa 3KcnnyaTaqMOHHbix h CTaTMCTHsecKMx flannbix 

CiaTbfl 10 Tapwfebi 

CiaTbfl 1 1 KOMMepMBCKafl AeflTe/lbHOCTb 

CiaTbfl 12 AeMauMOHHafl öeaonacHOCTb 

CiaTbfl 1 3 B-bB3A M KOHTpOJlb np063AHblX AOKyweHTOB 

CiaTbfl 14 ripflMOM TpaH3MT 

CiaTbfl 15 OÖMBH MHeHMflMM 

CiaTbfl 16 KoHcy/ibTauMM 

CiaTbfl 17 ypery/iMpoBaHwe cnopOB 

CiaTbfl 18 MHOTOCTOpOHHHe KOHBeHUMM 

CiaTbfl 19 PerncTpauHfl b MexcAynapOAHOH opraHM3aunn rpaxtAaHCKow 
aenauHH 

CiaTbfl 20 ripextHwe CornaiueHMfl 

CiaTbfl 21 BcTynneHMe s cn/iy, cpox AewcTBHfl 

CiaTbfl 22 fleHOHcauMA 

ripaBmenbCTBO OeßepaiMBHOM PecnyönMKM f epMaHMfl 

M 

npaBMTenbCTBo PecnyönMKM Y3ÖeKMCTaH, 

RBnancb ynacTHMKaMM Kohbchumm o MexgjyHapoßHOM rpa- 

>KflaHCKOM aBMaUMM, OTKpblTOM flAfl nOflnMCaHMR B HMKarO 7 
AeKaöpa 1994 r., 

>Kenan 3aicnioHMTb CornaujeHMe oö yciaHOBneHMM m ocy- 
utecTBneHMM perynnpHoro B03AyiuHoro cooömeHMR Mewny ro- 
cyAapcTBeHHbiMM TeppMTopMRMM oöeMx CTpaH m 3a mx npefle- 
naMM, 

npMiunM k cornaujeHMio o HMxcecneflyiomeM: 

CiaTbfl 1 

Onpe/jeneHHe TepMHHOB 

(1) no CMbicny AanHoro CornaineHMfl, ecnM M3 ero Texcia He 
BbneKaei HMHero mhoto, cneayeT noHMMaib: 
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a) Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1 944 in Chica- 
go zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Inter- 
nationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen Arti- 
kel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt- Abkommens selbst nach des- 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun- 
gen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Usbekistan der Generaldirektor der Zivilluftfahrt der 
Republik Usbekistan oder in beiden Fällen jede andere Person 
oder Stelle, die zur Wahrnehmung der diesen Behörden oblie- 
genden Aufgaben ermächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti- 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 


(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „internatio- 
naler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens festgelegte 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif“ bedeutet den Preis, der für die internatio- 
nale Beförderung (d.h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen, 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen ist, und 
schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 
unter Verwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß- 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Streckenab- 
schnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die Teil 
des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet wer- 
den; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisionszah- 
lung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför- 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde- 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen Strecken- 
abschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist und 
der nicht allen Beförderern im internationalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge- 
stellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1 ) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 
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a) "KOHBeHUMH O rpa>KAaHCKOM aBMaUMH" - KOHBeHUMfl O Me- 
>KayHapoflHOM rpaacaaHCKOM asm umm, OTxpwTan fl/in noflnn- 
caHHB b Hnxaro 7 fleKaöpn 1944 r., BKnioHa* Bce npn- 
notteHMfl, npMHHTbie cornacHO eö CTaTbe 90 h Bce M3M6H©- 

HHfl npHJlOKeHHM MJ 1 H KOHB 6 HL 4 MM O rp€UKflaHCKOÜ aBMaUHM, 
npMHBTbie cornacHO CTaTbflM 90 m 94 b tom CTeneHM, b 
XOTO pOM 3TM npHJ 10 *eHMfl M nonpaBXM BCTynMJlM B CMJiy flna 
oöenx floroBapuBaiomuxcfl Ctopoh mhm öbinn paTHCjwunpo- 
BaHbi hmm; 

b) "BeflOMCTBO aBnauMOHHbix BnacTeM” 03HanaeT b OTHoineHMH 
OeflepaTMBHOü PecnyönuKM T epwaHMn - OeflepanbHoe mh- 
HMCTepcTBo TpaHcnopTa, b OTHOuieHMM PecnyönuKM yaöexn- 
CTaH - T ewepanbHbiM flupeiaop rpsuxAaHcxoM aenau mm, mhm 
b oöomx cnynanx - nioöoe mhoö nmo nnöo opraHM3aunx), 
KOTOpbie ynOnHOMOMOHW BbtnOnHBTb 0yHKUMM, B03J10)KeH- 
Hbie Ha yxasaHHbie eenoMCTBa; 

c) "HasHaneHHoe aBnanpeAnpuHTMe” osHanaeT nioöoe aBkia- 
npeßnpMBTMe , xoTopoe oflHa floroßapHBaiomancn CiopoHa 
yxasana flpyron floroBapHBaiOLueMcn Ciopone nyTÖM nucb- 
MeHHoro yBeAOMneHun cornacHO CTaTbe 3 xa k aBHanpefl- 
npuBTHe, xoTopoe flonxcHO öyfleT ocymecTBfiflTb MewAyHa- 
poAHoe BosAyuJHoe cooömeHHe no MapiupyTaM, ycTaHOB- 
neHHbiM cornacHO nyHXTy 2 CTaTbM 2 ashhoto Cor- 
naiuewMB. 

(2) TepMMHbi “rocyAapcTBeHHan TeppMTopMH”, ”B03AytuHoe 
cooöiAeHMe", ”Me>XAyHapoAHoe BoaAywHoe cooömeHHe” m ”no- 
caAxa c HexoMMepnecxHMM uennMM” b npHMOHeHHM x AaHHOMy 
CornauieHMK) mm 6 k>t 3HaMeHne, ycTaHOBneHHoe aji« hmx b CTa- 
TbBX 2 M 96 KOHBeHUHH O rpa>XAaHCKOM aBMaUHH. 

(3) TepMHH ”Tapncp” oaHanaeT nnaTy, B3HMaeMyio 3a Me>xAy- 
HapoAHyx) nepeßosxy (T.e. nepeBosxy Me>xAy nyHXTaMM Ha rocy- 
AapcTseHHbix TeppuTopwnx Aßyx nnn Öonee cTpaH) nac- 
ccoxnpoB, öaraxca m rpyaa 3a HCxnxweHneM noHTbi), m BxnranaeT 
cneAyx>mee: 

a) xaxcAWH cxbo3hom Tapucf) wim cyMMy, xoTopwe noAne>xaT 
onnaTe 3 a MexcAyHapoAHyio nepeB 03 xy, npeAnaraewiyx) Ha 
pbiHxe cöbiTa m npoAaßaeMyx) xax Taxosyx), BxnKwan m Te 
cxB 03 Hbie Tapu 4 >bi, xoTopbie cocTaßneHbi c npHMeHeHMeM 
ApyrMx Tapn(f)OB mhm nocneAyiomnx TapncfeoB Ha nepeeoaxy 
Ha Me^KAyHapoAHbix nnn BHyTpeHHMx MapiupyTax, BBnnx)- 
iunxcn cocTaBHbiMH nacTHMM MejxAyHapOAHbix MapiupyTOB; 

b) xoMHCCHOHHbie, noAJiexcaiHMe ynnaTe 3a npoAa^xy aBnaön- 
neTOB na nepeeo3xy naccaxwpoB m mx öara>xa mhm 3a coot- 
eeTCTByiomMe Mepw npn nepeB03xe rpy3a; 

c) ycnoBMfl, xoTopbie onpeAennx>T npMMeHeHkie Tapn#a v\m 
qeHy Ha nepeso3xy nnu ynnaTy xoMMCCHOHHbix; 

Oh Ta x)xe Bxnx>MaeT: 

d) Bce cymecTBeHHbie ycnyrn, oxa3biBaeMwe bo B3anM0CB«3H c 
nepeBoaxotf; 

e) xeoxAbiM TapMc}) 3a nepeeosxy BHyTpn cTpaHbi, npoAaHHyx) b 
AononHeHne x Me^xAyHapOAHOH nepeßoaxe, xoToporo hot Ha 
HCXniOHMTenbHO BHyTpeHHMX nMHMHX M KOTOpbIM He MOXCeT 
öbiTb npeAOCTaeneH Ha Tex >xe ycnoBunx BceM aBnaxovina- 
hhhm m hx xnneHTaM b MexcAynapoAHOM BoaflyujHOM cooö- 

LA6HHH. 


CTaTbfl 2 

npeflocTaBneHwe npae nepeB030K 

(1) OAHa floroBapHBaKJu^ancn CTopoHa npeAOCTaBnneT Apy- 
roM floroBapHBaiou^eHCH CTopoHe f\nn ocymecTBneHH« Me>xAy- 
HapoAHoro B 03 AyuiHoro cooömeHMH HaaHaneHHbiMH aßnanpeA- 
npMHTHHMH npaßo: 

a) nponeTa eö rocynapcTBeHHOM TeppHTopHH öea nocaAXH; 
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b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu lan- 
den; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 
festgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf- 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern (Ka- 
botage). 

(4) Die Gewährung von Verkehrsrechten nach Absatz 1 umfaßt 
nicht auch die Gewährung des Rechts, Fluggäste, Gepäck, Fracht 
und Post zwischen Punkten im Hoheitsgebiet der die Rechte 
gewährenden Vertragspartei und Punkten im Hoheitsgebiet eines 
dritten Staates sowie in umgekehrter Richtung zu befördern 
(5. Freiheit). Rechte der 5. Freiheit werden nur aufgrund besonde- 
rer Vereinbarungen zwischen den Luftfahrtbehörden beider 
Vertragsparteien gewährt. 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinien verkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe- 
haltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn das Unternehmen auf Ver- 
langen nicht den Nachweis erbringen kann, daß die Mehrheit des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche Kontrolle 
Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen Vertrags- 
partei oder dieser selbst zustehen. Wegen der rechtlichen Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Eu- 
ropäischen Union hat die andere Vertragspartei dieses Recht nur 
dann, wenn ein von der Bundesrepublik Deutschland bezeichne- 
tes Unternehmen auf Verlangen nicht nachweisen kann, daß die 
Mehrheit des Eigentums an dem Unternehmen bei einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder bei Staatsangehörigen 
oder Körperschaften solcher Mitgliedstaaten liegt und daß die 


b) nocaflKM Ha eä rocyflapcTBeHHOM TeppMTopMM c weKOMMe- 
necKMMM uenflMM; 

c) nocaflKM Ha eä rocyflapcTBeHHOM TeppMTopMM b yKa3aHHbix 
nyHKTax Ha MapujpyTax, ycTaHOBneHHbix cornacHO nyHKTy 2 
flaHHOM CTaTbM, c KOMMepnecKMMM ue/iflMM fljia norpy3KM 
MfiM Bwrpy3KM naccaxcMpoe, öaraxta, rpy3a m noHTbi. 

(2) MapujpyTbi, no kotopwm HaaHaneHHbiM aBManpeflnpMHTMSM 
floroBapHBaioiflHxcs Ctopoh öyfleT npeflocTaeneHo npaBO ocy- 
mecTB/iHTb Me>KflyHapoflHoe B03flyujHoe cooöifleHMe, ycTaHaB- 
riMBaioTca b TaönMue MapiupyTOB nyTöM oöMeHa HOTaMM. 

(3) flono>KeHMH nyHKTa 1 flaHHOM CTaTbM He cHMTaiOTcn npe- 
flocTaeneHMeM Ha3HaneHHbiM aBManpeflnpMMTMSM oahom floro- 
BapMBaKDLueMcn Ctopohw npaßa öpaTb Ha öopT flna nepeB03KM 
3a nnaTy Ha rocyflapcTBeHHOM TeppMTopMM flpyroM AoroeapM- 
BaiomeMCM Ctopoh bi nacca>KMpoB, öareuK, rpy3 m noHTy m nepe- 
B 03 MTb MX B flpyrOM nyHKT BHyTpM rocyflapcTBeHHOM TeppMTopMM 
3 tom flpyroä floroBapMBaioiueMCfl Ctopohw (KaöoTsuK). 

(4) ripeflocTaBneHMe npaBa nepeB030K cornacno nyHKTy 1 
flaHHOM CTaTbM He BKnionaeT Taioxe npaßa nepeeosMTb nac- 
caxwpoB, öaraxc, rpy3 m nonTy wiewfly nyHicraMM Ha rocyflapcT- 
BeHHOM TeppMTopMM floroBapMBatoiueMCH Ctopohw, npeflocTae- 
jimou4eM sto npaBO, m nyHKTa mm Ha rocyflapcTBeHHOM TeppMTo- 
pMM TpeTbero rocyflapcTBa m b oöpaTHOM HanpaBneHMM (5-aa 
cßoöofla). ripaea 5 -om cboöoaw öyflyT npeflOCTaBJiMTbcn tojibko 
H a ocHOBe ocoöbix floroBopeHHocTeM Me>Kfly BeflOMCTBaMM 
aBMauMOHHbix BnacTeii oöeMx floroeapMBaioiflMxcfl Ctopoh. 

CTaTbH 3 

Ha3HaneHMe aBHanpeflnpMHTMH 
m pa3peiueHHe Ha SKcnnyaTaflMio 

(1) Me>KflyHapoflHoe B03flyujHoe cooöifleHMe no MapujpyTaM, 
ycTaHOBJieHHbtM cornacHO CTaTbe 2, nyHKT 2 flaHHoro Cor- 
naujeHM«, Mox<eT öwTb HanaTO b nioöoe epeMa npM ycnoBMM, 
HTO 

a) floroBapMBaiomaaca CTopoHa, kotopom npeflocTaBnmoTca 
npaßa, yKa3aHHwe b CTaTbe 2, nyHKT 1 flaHHoro Cor- 
naiUeHMB, B nMCbMeHHOM $OpMe Ha3H3HMT OflHO mjim HeCKO- 
nbKO aBManpeflnpMBTMM m 

b) HoroßapMBaiOLflaaca CTopona, npeflocTaenmomaa TaKMe 
npaBa, Bbiflana Ha3HaneHHOMy mjim Ha3HaneHHWM aBMa- 
npeflnpMBTMBM pa3peiueHMe HanaTb B03flyujH0e cooöifle- 
Hue. 

(2) floroBapMBaioiflaacR CTopoHa, KOTopaa npeflocTaßnaeT 
TaKMe npaßa, 6e30TnaraTe/ibHo flacT pa3peiueHMe Ha ocy- 
iflecTBneHMe MewflyHapoflHoro B03flytuHoro cooöifleHM« npM 
ycnoBMM coöniofleHM« nyHKTOB 3 m 4 flaHHOM CTaTbM, a Taioxe 
CTaTbM 9 flaHHoro CornaiueHM«. 

(3) OflHa floroßapMBaiouAaaca CTopoHa enpaße TpeöoßaTb ot 
xa>Kfloro Ha3HaneHHoro aBManpeflnpMHTMH flpyron floroeapM- 
BaioifleMca CToponbi floKa3aTenbCTBa toto, hto oho cnocoöHO 
COOTBeTCTBOBaTb TpeÖOBaHMBM, KOTOpbie CJieflyeT BWnOJlHBTb 
no 3aKonaM m npoHMM npeflnMcaHMBM p,rm ocymecTBJieHMH Me- 
>KflyHapoflHoro cooÖifleHMfl nepBOM floroBapMBioifleMCH CTOpo- 

Hbl. 

(4) OflHa floroBapMBaiOLflaaca CTopoHa BnpaBe 0TKa3aTb Ka- 
>KflOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeflnpMBTMio flpyroii floroeapM- 
BaioifleMca Ctophw b Mcnonb30ßaHMM npeflocTaeneHHbix cor- 
nacHO CTaTbe 2 npaB, ec/iM 3 to aBManpeflnpMBTMe He cnocoöHO 
npeflocTaBMTb no eä TpeÖOBaHMK) flOKa3aTenbCTBa toto, hto 
npeMMyiflecTBeHHoe BnafleHMe m fleMCTBMT e jibH wm noHTporib 
Hafl hmm npMHaflne>KaT rpaxcflaHaM mjim iopmamhockhm jmflaM 
flpyron JJoroßapMBaioifleMca Ctopohw mjim eM caMOM. Ha-3a 
npasoBbix oöaaaTenbCTB OeflepaTMBHOM PecnyöJiMKM TepMaHM« 
nepefl EßponeMCKMM Cok>3om flpyraa floroeapMBaiomaaca Cto- 
pona oönaflaeT nofloöHbiM npaBOM jiMiub b tom cjiynae, xorfla 
Ha3HaneHHoe OeflepaTMBHOM PecnyönMKOM VepManm aBMa- 
npeflnpMBTMe He b coctohhmm A0Ka3aTb no TpeÖOBaHMK), hto 
npeMMyu^ecTBeHHoe enafleHMe stmm aBManpeflnpMHTMeM npM- 
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tatsächliche Kontrolle einem solchen Staat oder seinen Staatsan- 
gehörigen oder Körperschaften zusteht. 


(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter- 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 
Widerruf oder 

Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 16 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstel- 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

Artikel 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

(1) Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für 
die Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter- 
nehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 

(2) Bis zur Einführung der freien Konvertierbarkeit der Währung 
der Republik Usbekistan werden die Gebühren im Sinne des 
Absatzes 1 gemäß den Sätzen und Tarifen erhoben, die von jeder 
Vertragspartei auf ihrem Hoheitsgebiet unter Berücksichtigung 
der Empfehlungen der ICAO festgelegt werden. 

Artikel 6 
Befreiung von 

Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver- 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie- 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab- 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 


(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungsge- 
genstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit- 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne- 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus- 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs- 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver- 


Haflne>KMT rocyflapcTBy-HneHy EBponetfcKoro Cot03a hjih rpa- 
)KflaHaM HJIH »OpMflUHeCKMM JlHtjaM TaKMX rOCyflapCTB-HneHOB H 
HTO AePfCTBMTe/lbHblM KOHTpOJlb HSA HHM npMHaAne>KMT TaKOMy 
rocyAapcTBy hjih ero rpa>KAaHaM, hjih lopHAHnecKHM jimjaM. 

(5) Ka>KAafl floroBapHBatoiAaRCR CTopOHa Bnpaße b coot- 
B6TCTBHH C nyHKTßMH 1-4 AaHHOH OaTbM 3aMeHMTb OAHO Ha3- 
HaneHHoe eio aßnanpeAnpHRTHe ApyruM aBnanpeAnpHRTneM. 
Hoeoe Ha3HaneHHoe aßnanpeAnpHRTne nojib3yeTCR TaKHMH we 
npaßaMM h aojiwho BbinojiHRTb Te we 0ÖR3aTejibCTBa, KaK h 
aBManpeAnpMRTMe, Mecro KOToporo oho 3aHRjio. 

CTaTbfl 4 

AHHynHpOBaHHe hum 

orpaHMHeHMe pa3peuieHHfl Ha aKcnnyaTaijHto 

KawAaa floroßapHBaioiAaRCR CTopoHa MOweT aHHyjinpoBaTb 
hjih BBecTH orpaHHHeHMR Ha npeAOCTaB/ieHHoe cornacHO Oa- 
Tbe 3, nyHKT 2 pa3peujeHne Ha OKcnnyaTauwo, ecjin Ha3HaMeH- 
Hoe aBkianpeAnpHRTMe He coöniOAaeT saKOHw m jih HHbie npeA- 
nHcaHMR npeAocTaBJiRioiAeM npaßa floroßapHBaiotAeHCR Ctopo- 
Hbi hjih He coöniOAaeT nono>KeHMR AaHHoro CorjiaiueHHR, hjih 
He Bbino/iHReT BbiTeKatoLAMe M3 Hero oöR3aTejibCTBa. üepeA 
aHHynnpoBaHneM hjih BBeA©HneM orpaHHMeHHtf npoBOAflTCR 
KOHcynbTauHH cornacHO CiaTbe 16 ashhofo CornaiueHMR, ecjin 
bo M3öe>KaHne AaubHeniUMX HapyiueHHH 33kohob hjih hhbix 
npeAnncaHHM HeT HeoöxoAHMocTH b HeMeAfleHHOM npnocTa- 
HOBneHHM OKcnnyaTauHM hjih BBeAeHHH orpaHHHeHHH. 

CTaTbn 5 

PaeeHCTBO npn HaaHaneHHH cöopoB 

(1) Cöopbi, B3HMaeMbie Ha rocy AapcTBBH h oh TeppHTopnn oa- 
hoh floroBapHBaiometfcR Ctopohw 3a nonb30BaHne a3ponopTa- 
MH H APyrHMM a3pOHaBHraUHOHHblMH CpeACTBaMM B03AyUJHblMM 
cyAaMki xa>KAoro Ha3HaneHHoro aBnanpeAnpHRTHR Apyrow flo- 
roBapHBajoiAencR Ctopohw, He MoryT öbiTb Bbnue Tex cöopoB, 
KOTOpbie B3HM3I0TCR C B03AyUJHblX CyAOB OTeHeCTBßHHOrO aßna- 
npeAnpuRTHR npn aHajiorHHHbix Me>KAyHapoAHbix B03AyuJHbix 
nepeB03Kax. 

(2) flo BBeA©HHR cboöoahoh KOHBepmpyeMocTH sa/uoTbi Pe- 
cnyöJiHKH Y3ÖeKHCTaH cöopbi, yxa3aHHbie b nyHKTe 1 AaHHOH 
CTaTbM, öyAyT B3HMaTbCR b coOTBeTCTBnn co CTaßxaMH n Ta- 
pncfcaMn, ycTaHOB/ieHHbiMH xa>KAOH AoroßapHBaiomeHCR Cto- 
poHon Ha CBoen rocyAapcTBeHHon TeppMTopnn c yneTOM pexo- 
MeHAaqnn l/IKAO. 

CTaTbfl 6 

OcBoöoMgeHHe ot 

TaMOMeHHblX nOLUHHH H npOHHX CÖOpOB 

(1 ) l/lcnonb3yeMbie xa>KAbiM Ha3HaneHHbiM aßnanpeAnpnnTvieM 
oAHon floroBapnßa»ou4encR CTopoHbi B03AyuiHbie cyAa, B/ie- 
Tatou4ne Ha rocyAapcTBeHHyio TeppnTopnio ApyroPi floroBapn- 
BatoiAencR CTopoHbi h CHOBa BbmeTaiou 4 ne hjih nepecexaxHAHe 
ee, BK/iionaa mvieioiAnecR Ha öopTy TonjiHBo, cMa30HHbie MaTe- 
pnanbi, 3annacTH, TaöeJibHoe HMyiAecTBo n öopTOBbie 3anacbi, 
ocßoöox<AaioTCR ot T3M0>KeHHbix noujnnH n nponnx CÖOPOB, 
B3HMaeMbix npn BB03e, BbiB03e hjih TpaH3HTe TOBapoB. 3 to 
pacnpocTpaHReTCR Taioxe Ha TOBapbi, HaxoARiAHecR Ha öopTy 
B03AyujHbix cyAOB h Hcno/ib3yeMbie bo BpeMR noneTa HaA rocy- 
AapcTBeHHOH TeppHTopneH APyron floroBapHBatou^encR Cto- 
pOHbl. 

(2) TonnnBo, cMa30MHbie MaTepna/ibi, 3anMacTH, Taöe/ibHoe 
HMyiAecTBO h öopTOBbie 3anacbi, BpeMeHHo BB03HMbie Ha rocy- 
AapcTBeHHyio TeppHTopnio oahoh floroBapHBaiou4eHCR CTopo- 
Hbi ajih Toro, HToöbi cpa3y >xe hjih nocne cxnaAnpoBaHHa öbiTb 
ycTaHOB/ieHHbiMH HJIH no APyron npHHHHe B3RTbl Ha 6opT B03Ay- 
LUHbix cyAOB Ha3HaneHHoro aBnanpeAnpHRTHR APyron floroßa- 
PHBatOLAeHCR CTopoHbi HJIH HHblM 0Öpa30M ÖbiTb CHOBa BblBe3e- 
Hbi c rocyAapcTBeHHOH TeppnTopHH nepBOH floroßapHBaiou^eH- 
CR CTopoHbi, OCBOÖO)KAaK)TCR OT TaMO>KeHHblX nOLUJIHH H APyfHX 
cöopoB, yxa3aHHbix b nyHicre 1 ashhoh CTaTbH. PeicnaMHbie 
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tragspartei bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ebenfalls von den in Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 


(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge- 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Transfer von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, auf jede Weise, 
frei und ohne Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung 
zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu 
transferieren. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb des Fluglinienverkehrs 

(1 ) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flugli- 
nienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien zu 
betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück- 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 


(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa- 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde- 
rungsangebot angepaßt ist 


MaTepna/ibi m nepeB030HHan AOKyMeHTauM* Ka>Kfloro Ha3Ha- 
neHHoro aBManpeflnpMflTMfl oahom ßoroßapMBaioiAeMCfl CTOpo- 
Hbi Tatoxe ocßo6o>KAaiOTCfl ot ynoMHHyTbix b nyHKTe 1 AaHHOM 
CTaTbM noLunm m ApyrMx cöopoß npM mx BB03e Ha rocyAapcr- 
BeHHyio TeppMTOpMio ApyroM ßoroBapMBaioineMCfl Ctopohw. 

(3) TonnMBO m CMa30HHbie MaTepnanw, npMHRrwe Ha öopr 
B03ALUHblX CyAOB K3>KA0r0 Ha3HaH6HHOrO aBManpeAnpMBTMB oa- 
hom ßoroBapMBaiomeMCfl Ctopohw Ha rocyAapCTBeHHOM TeppM- 
TOpMM Apyroü floroßapMBaioiAeMCB Ctopohw m Mcnonb3yeMbie b 
M6)KAyHap0AH0M B03AyUJH0M COOÖlAeHMM, OCBOÖOKAaiOTCfl OT 
ynoMBHyTbix b nyHKTe 1 ashhom CTaTbM notunMH m ApyrMx cöo- 
poß, a Tatoxe ot bo3mo>khwx HanoroB Ha noTpeöneHMe. 

(4) Ka*Aafl floroBapHBaiou^ancn CTopOHa MO>KeT A©P>«aTb 
yKa3aHHbie b nyHicrax 1 - 3 abhhom CTaTbM Tosapw noA Ta- 
MOX<eHHblM HaA30pOM. 

(5) Ha yKa3aHHbie b nyHKTax 1 - 3 a^hhom CTaTbM TOBapw, 
0CB0Ö0>KA6HHbie OT yKa3aHHblX nOUJ/IMH M ApyrMX CÖOpOB, H6 
pacnpocTpaHBioTCfl oöwhho npMMeHneMwe k hmm 3kohommh©c- 
KMe 3anpeTbl MnM OrpaHMHeHMB Ha BB03, BblB03 M TpaH3MTHyiO 
nepeB03Ky. 

(6) Ka>KAa« floroßapMBaioiAaBCB CTopoHa npeAOCTaBMT Ha 
ycnoBMBx B3aMMH0CTM ocBoöox<AeHMe ot Hanora c oöopoTa mjim 
ot aHanorMHHbix KOCBöHHbix HanoroB Ha TOBapbi m ycnyrM, no- 
CTaBnaeMbie MnM oxa3WBaeMwe xax<AOMy Ha3HaneHHOMy aBMa- 
npeAnpMBTMio Apyroü ßoroBapMBaioiAeMCH Ctopohw m Mcnonb- 
3yeMbie A^n ocymecTBneH mb ero KOMwiepnecKOM AenTenbHocTM. 
OcBoöo>KAeHMe ot Hanora MO*eT ocyiAecTBnnTbcn nyTÖM 
npeABapMTenbHoro ocßo6o>KAeHMB MnM B03BpaTa ynnaneHHbix 
HanoroB. 

CTaTbn 7 

flepeeoA roxorob 

Oahb floroßapMBaioaiaBCB CTopoHa npeAOCTaBnneT ksukao- 
My Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMBTMio Apyroü floroBapMBato- 
uteMcn Ctopohw npaBO b nioöoe BpeMn, nioöbiM cnocoöoM, 
cboöoaho m 6e3 orpaHMHeHMn nepesoAMTb b ero rnaBHyio kohTo- 
py aoxoaw, nonyneHHbie ot npoAaxcM TpaHcnopTHbix ycnyr b 
B 03AyüJH0M COOÖlAeHMM Ha TOCyAapCTBeHHOfi TeppMTOpMM Apy- 
roM floroBapMBaioiAeMCB Ctopohw b nioÖOM cboöoaho KOHBep- 
TMpyeMOM BaniOTe no ocfwAManbHOMy xypcy. 

CTaTbn 8 

flpMHAMnbi OKcnnyaTaAMM MapuipyToe 

(1) Kax<AOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMBTMio ßoroBapM- 
BatoiAMxcn Ctopoh npeAOCTaßnfleTCB cnpaBeAJiHBan m paBHo- 
npaBHan B03M0>KH0CTb 3KcnnyaTaitMM MapuipyTOB, ycTaHOBneH- 
hwx no CraTbe 2, nyHKT 2 AaHHoro CornaiueHMR 

(2) npM ocyutecTBneHMM MewAynapoAHoro B03AywHoro cooö- 
uteHMB Ha MapmpyTax, ycTaHOBneHHbix no CTaTbe 2, nyHKT 2 
AaHHoro CornameHMB, xa>KAoe Ha3HaneHHoe aBManpeAnpMBTMe 
oahom floroßapMBapMBaioiAeMcn Ctopohw AeMCTByeT c yneTOM 
MHTepecoB xa>KAoro Ha3HaneHHoro aBManpeAnpMBTMB ApyroM 
floroßapMBaioiAeMcn Ctopohw, htoöw He HaHecTM cyiuecTBeH- 
HbiM yutepö aBManepeB03KaM 3Toro aBManpeAnpMBTMB, 3xcnnya- 
TMpyioiAero aBManMHMio no TOMy *e MapwpyTy MnM no ero 
ynacTKaM. 

(3) Me*AyHapoAHoe B03AyuJHoe cooöiAeHMe no ycTaHOBneH- 
hwm cornacHO CTaTbe 2, nyHKT 2 MapwpyTaM b nepßyio OHe- 
peAb cny>KMT npeAOCTaBneHMio eMKocTen, cooTBeTCTByioiAMx 
npeABMAMMOMy cnpocy Ha aBManepeB03KM ao m c rocyAapCTBeH- 
HOM TeppMTOpMM floroBapMBaioiAeMCfl Ctopohw, KOTopan Ha3Ha- 
HMna aBManpeAnpMATMR flpaBO 3 tmx aBManpeAnpMBTMM ocy- 
lAecTBnflTb nepeB03KM Me>KAy nyHKTaMM Ha rocyAapCTBeHHOM 
TeppMTOpMM APypoM floroBapMBaxxAeMcn CTOpOHbl no Map- 
ujpyTaM, ycTaHOBneHHbiM no CTaTbe 2, nyHKT 2 AaHHoro Cor- 
naujeHMn, m nyHKTaMM b TpeTbMX rocyAapcTBax ocyiAecTBnneT- 
cn b MHTepecax perynMpyeMoro pa3BMTMn Me>KAyHapoAHoro 
B03AyujHoro cooÖiAeHMB tbkmm oöpa30M, hto npeAno>KeHMe 
eMKOCTeM ÖyAÖT OpMeHTMpOBaTbCn 
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a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona- 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug- 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 

Artikel 9 
Übermittlung 

von Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrfeehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgetegten 
Linien und vor Beginn jeder folgenden Flugplanperiode die Art der 
Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flugpläne 
mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen. 


(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be- 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde- 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An- 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 


Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft- 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Ab- 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs- 
dokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die In- 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrfeehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter- 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund- 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 


a) Ha cnpoc Ha aBnanepeeo3KH flonc rocyAapcTeeHHOH Teppn- 
TopwH floroBapneaiomeHce Ctopohw, h a3 Han HBinen aßna- 
npeflnpuHTHH, 

b) Ha HMeioiMHHce cnpoc Ha aBHanepeB03KH b panonax, nepe3 
KOTopue npoxoflMT aBManwHMH, c yneTOM MecTHoro m perno- 
HanbHoro B03flyuJHoro cooöuteHHa, 

c) na TpeöoßaHMfl peHiaÖenbHotf sxcnnyaTaqHM TpaH 3 HTHbix 
aßanMHMM. 

(4) Ana oöecneneHHH cnpaseßnHöbix w paBHbix ycnoeun paöo- 
tw KeuKflOMy Ha3HaneHHOMy aBHanpeAnpHBTMio HacTOTa nonö- 
TOB, THnbl B 03 flyUJHblX CyflOB B OTHOlUeHMM HX ömkocth, a Taxxce 
pacnMcanne pencoe noß/iexcaT oAOÖpeHHio BeflOMcTBawiH aßna- 
UHOHHbix BJiacTen AoroBapHBafOuuHxca CTopon. 

(5) ripn HeoöxoßHMocTH BeAOMCTBaM aBHaqHOHHbix BnacTen 
floroßapHeaioatHXCfl CTopon cneayeT npnno>KHTb ycnnna ahb 
AOCTWK eHHa yAOB/ieTBopHTenbHoro yperynnpoBaHHa npeAna- 
raeMwx eMKocTen aBHaTpaHcnopia h nacTOTw noneTOB. 

CTaTbH 9 

riepe/iasa 

SKcnnyaTaqHOHHbuc h cTaTHCTM secxnx flaHHbix 

(1) KeuKAoe Ha3HaMeHHoe aBHanpeAfipufmie He no3AHee oa- 
hoto Mecaqa ao Hanana B03AyunHoro cooömeHHa no Mapwpy- 
TaM, ycTaHOBneHHbiw! no CTaTbe 2, nyHKT 2 AaHHoro Cor- 
nameHHB, a Tax>xe nepeA HananoM xa>XAoro nocneAyjomero 
ce30HHoro pacnncaHna noneTOB yßeAOMnaeT BeAOMCTBa aßna- 
Uhohhwx BnacTen floroßapHsatoiAnxca Ctopoh o xapaxTepe 
ycnyr, THnax npeAycwiaTpHBaeMwx B03AyiuHbix cyAOB m pacnn- 
caHHH noneTOB. O xpaTxocpoHHwx H3M6HeHHax cneAyeT yße- 
AOMnmb He3aMeAnnTenbHO. 

(2) BeAOMCTBO aßHauHOHHbix BnacTen oahoh floroBapnBaio- 
menca Ctopohw npeAOCTaanaeT BeAOMCTßy aBHaLiHOHHbtx ena- 
cTen ApyroPi AoroBapHBaiomeHca Ctopohw no ero npocböe Bce 
nepnoAHHecKne nnn HHbie cTaTHCTvmecKHe MaTepnanw no Ha3- 
HaneHHbiM aBHanpeAopnsTHaM, xoTopwe b pa3yMHbix npeAenax 
Moryr öwTb 3aipeöoBaHw Ana npoßepxn npennaraeMwx ömxo- 
CTeft xa>xAoro na3HaMeHHoro aBHanpeAnpnaTna nepßon floro- 
BapHBajoiAenca Ctopohw na MapwpyTax, ycTaHOBnenHwx no 
CTaTbe 2, nyHKT 2 Aannoro CornaweHna. 3 th MaTepnanw Aon- 
>KHbi coAep>xaTb ece AawHbie, neoöxoAHMbie A^a onpeAenenna 
oö-beiwa nepeB030K, a Taxwe nyHKTOB oTnpaßneHna h nyHXTOB 
H33HaMeHHa noneTOB. 

CTaTbH 10 

Tapnct>bi 

(1) TapHcfibi, npHMewaeMbie Ha3H3MeHHbiM aBHanpeAnpna- 
thbm npn nepeB03xe naccaxcnpoe no MapoipyTaM, ycTaHOßneH- 
HbiM cornacHO CTaTbe 2, nynxT 2 AaHHoro CornaiueHHa, nofl- 
ne>xaT oAOÖpeHHio BeßOMCTBOM asHaqHOHHbix BnacTen toh Ao- 
roeapHBaxHAeHca Ctopohw, Ha rocyAapcTBeHHon TeppnTopnn 
kotopoh HaxoAHTca nyHKT oTnpaßneHHa (cooTBeTCTseHHO AaH- 
hwm b nepeB030HH0H AOxyMeHTaqHH). 

(2) B cbohx TapHCfjax na3HaMeHHbie asnanpeAnpHaTHa yMHTw- 
BatOT 3KcnnyaTauHOHHwe paqxoAbi, pa3yMHy»o npnöwnb, cy- 
u4ecTByx>iAHe ycnnsna xoHxypeHUHH h pWHxa cöwTa, a Tax>xe 
HHTepecw nonb30BaTeneM TpaHcnopTa. KoMneTeHTHoe Be- 
Aomctbo aeHaqHOHHbix BnacTen Bnpaße OTKa3aTb b oAOöpeHHH 
Tapwfja Tonbxo b tom cnynae, ecnn oh «e cooTBeTCTByeT sthm 
KpHTepnaM. 

(3) Ha3naMeHHwe aBManpeAnpnaTMa npeACTaßnaiOT Tapncfjbi 
BeAOMCTßy aßHaqHOHHwx BnacTen He no3A«ee, neM 3a oahh 
M ecaq ao HaMeneHHOH AaTw hx npHMeHeHHa. 

(4) Ecnn BeAOMCTBO aBHaunoHHWX BnacTen oahoh AoroBapn- 
BaKHMeHca Ctopohw He cornacHO c TapncfroM, npeACTasneHHWM 
eMy wa oAoöpeHne, to oho yBeAOMnaeT oö stom cooTBeTCTsyto- 
i nee npeAnpnaTHe b TeneHne AßaAuaTH oahoto ahb c ahtw 
npeACTaßneHHa Tapncfja. B TaKOM cnynae npnMeHarb npeACTaB- 
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weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1 ) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie 
Verwaltungs-, kaumfmännisches und technisches Personal zu 
unterhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unternehmen be- 
nötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti- 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhaiten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf- 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 


(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen oder andere 
Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses Recht 
schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der luftseitigen 
Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) 
nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförderungs- 
leistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittelbar in 
eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in jeder Wäh- 
rung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver- 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
insbesondere im Einklang mit dem am 14. September 1963 in 
Tokyo Unterzeichneten Abkommen über strafbare und bestimmte 
andere an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlungen, dem 
am 16. Dezember 1970 in Den Haag Unterzeichneten Überein- 
kommen zur Bekämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme 
von Luftfahrzeugen, dem am 23. September 1971 in Montreal 
Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli- 
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem 
am 24. Februar 1988 in Montreal Unterzeichneten Protokoll zur 
Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf 
Flughäfen, die der internationalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergän- 
zung des am 23. September 1971 in Montreal beschlossenen 
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah- 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so- 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom- 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 


neHHbiM TapMC(3 He pa3pewaeTCR. CneAyeT npoAomxaTb npMMe- 
HeHMe npe>KHero TapMcfea, xotopwm Aon>xeH Öwn ÖwTb 3aMeHäw 
HOBWM Tapn4>OM. 

CraTbfl 11 

KoMMepnecKan ßerrrenbHOCTb 

(1) OflHa floroeapMBaiouLtanca CTOpOHa npeflocTaßnneT xa- 
xyjOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMRTMK) Apyron floroBapM- 
BaiomeMCfl C-ropoHbi Ha ocHOse b33mmhoctm npaBo C0Aep>xaTb 
Ha eä rocyflapcTBeHHOM TeppnTopnn cf)MnManw c aAMMHMCTpa- 
TMBHWM, KOMMepneCKMM H TBXHMH0CXMM nepCOHa/lOM, nOCKOflb- 
Ky ohm TpeöyroTCH Ha3HaMeHHoro aBManpeanpMHTMR. 

(2) npM ynpe?KA6HMM <})MnManoB m npeAOCTaBJieHMM paöOTw 
nepconajiy, yKa3aHHOMy b nyHKTe 1 ashhom CiaTbM, HaAnexwT 

COÖntOASTb 3aKOHbl M MHbie npeAHMCaHMR COOTBeTCTByJOlHeM 
floroBapMBaiomeMCR Ctopohw, a Taxxce aaxoHw m Apyrne 
npeAOMcaHMR, perynnpyiomMe Bbe3A MHOCTpaHues m mx npeöw- 
BaHMe na rocy AapcTBen hom TeppMTopMM cooTBeTCTByfomeM flo- 
roßapMBajomeMCR Ctopohw. Ilpn 3 tom a^b nepcoHana, aanRTO- 
ro b 4>MjiMajiax cornacHO nyHKTy 1 ashhom CiaTbM, pa3pemeHMR 
Ha paöoiy He TpeöyeTCR. 

(3) OAHa florOBapMBaiou4aRCR CiopoHa npeflocTae/iReT Ha 
ochobb B3aMMH0CTM xajKAOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMR- 
tmk) ApyroM floroßapMBaioateMCR Ctopohw npaBo na caMOCTOR- 
TenbHoe oöcny>xM8aHMe naccaxcMpos, öara>xa, rpy3a m nomw 
AHR Ha3HaneHHbix aBManpeAnpMRTMM mhm arm APyrnx aBMa- 
npeAnpMRTMM APyroM floroeapMBaiomeMCR Ctopohw. 3to npaßo 
He BKrnoHaeT b ceöR ycnyrM no Ha3ewHOMy oöcnyxwBaHMK) 
(na3eMHoe oöcnyxwßaHMe B03AyLUHbix cyAOß), KOTopoe RBnReT- 
cr npeporaTMBOM aaponopTOB. 

(4) OAHa floroBapM8aiomaRCR Ciopona npeAOCTasnReT xa- 
>KAOMy HaaHaMeHHOMy aBManpeAnpMRTMio APyron floroBapn- 
BaKHAencR Ctopohw npaBo npoAaBaTb cbom ycAyrn no asMane- 
peß03xaM Ha cbomx coöctbohhwx nepeß030MHwx AOxyMeHTax 
xax b coöctbbhhwx nynKTax npoAsuKM, Tax m nepea cbomx areH- 
TOB Ha rOCyAapCTBBHHOM TeppMTopMM APyrOM florOBapMBaiO- 
U48MCR Ctopohw nroöoMy x/ineHTy m 3a nx>öyx> Banx>Ty. 

CTaTbfl 12 

ABHaAHOHHan 6e3onacHOCTb 

(1) B COOTßeTCTBMM CO CBOMMM npaBaMM M OÖR3aHHOCTRMM, 
BWTexaioiAMMM M3 MexcAyHapoAHOro npaßa, floroBapMBaiomMe- 
CR CTOPOHW nOATBep?XAaK)T CBOe B3aMMHOe 0ÖR3aTenbCTB0 
aautMiAaTb 6e3onacHocTb rpa?KAaHcxoM aßMauMM ot npoTMBO- 
npaBHwx nocRraienbCTB. He orpaHMMMBaR oÖujmm xapaxiep 
cbomx MewAyHapoAHwx npaB m 0ÖR3aHH0CTeM, floroßapMBaK)- 
iMMecn Ctopohw AeMCTßyiOT npejxAe scero b cooTßeTCTBMM c 
nonoxceHMRMM KoHßeHAMM o npecTynneHMRX m HexoTopwx npy- 
tmx axTax, coBepiuaewwx Ha öopiy B03AywHwx cyAOß, noAnn- 
caHHOM b Toxmo 14 ceHTRÖpR 1963 rOAa, KoHBeHUMM o öopböe c 
He3axoHHWM aaxBaTOM BosAyiAHwx cyAOB, noAnncaHHOM 8 F aa- 
re 16 AexaöpR 1970 r., KoHBeHLjMM o öopböe c He3axoHHWMM 
axTaMM, HanpaBneHHWMM npoTMB öe3onacHOCTM rpaxmaHcxoft 
aßnauMM, noAnncaHHOM b Monpeane 23 cbhtröpr 1971 rOAa, m 
flpoToxona no öopböe c HeaaxoHHWMM axiaMM HacMAMR 8 aapo- 
nopTax, oöcnyjxMBaioutMx MexcAywapoAHyx) rpaxcAaHcxyio 
aBMauMio, noAnMcaHHoro 24 cj>eBpanR 1988 roAa b MoHpeane, b 
AononHeHMe x npMHRTOM 23 ceHTRÖpR 1971 roAa b MoHpeane 
KoHßeHqMM o öopböe c H63axOHHUMM axiaMM, HanpaBneHHWMM 
npoTMB Öe3onacHOCTM rpaxyjancxoM aBMauMM. 

(2) floroBapMBaxHAMecfl Ctopohw oxa3WBax>T APyr APyry no 
xoAaiaMCTBy moöyx) HeoöxoAMMyx) noAAep^xxy, mtoöw npe- 
AOTBpaTMTb He3aX0HHblM 3aXBaT rpa>KAaHCXMX 803AytUHWX cy- 
AOB m APyrne npoTMBOnpaBHwe abmctbmr, HanpaBneHHwe npo- 
TMB öe3onacHocTM B03AyujHwx cyAOB, mx naccax<MpoB m MneHOB 
3XMna>xa, npoTMB aaponopTOB m aapoHaBMrauMOHHwx cpeACTB, a 
Tax>xe njoöyio yrpo3y öe3onacHocTM rpa>XAaHCKOM aBMauMM. 

(3) B cnynae He3axoHHoro 3axBaia BOSAyinworo cyAna rmöo 
coßepmeHMR mhm yrp03bi MHoro axia He3axoHHoro BMemaie- 
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Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt- 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio- 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro-* 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustelten, daß ein Luftfahrzeug, das wi- 
derrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich dessen 
andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und das 
sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festgehalten 
wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen Ver- 
pflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der Flug- 
gäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit durch- 
führbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen getroffen 
werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage- 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge- 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicheiheitsvorschriften handeln. 


(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab- 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei- 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat- 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer- 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver- 
tragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 


(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif- 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör- 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden- 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftf ahrtu ntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


Artikel 13 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver- 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 


nbcrea b 6e3onacHOCTb eo3flyuJHoro cyflHa, ero naccaxcnpoß h 
3Knna*a, asponopTOB hjih aspoHaBurauwoHHWx cpencTB floro- 
BapnBaK>mnecfl Ctoohw öyflyT nyTöM B3anMHbix KOHcyn bt aunn 
cnocoöcTBOBaTb ßpyr ßpyry ynpomeHneM cbrsh h flpyrMMn 
cooTBeTCTBytoiUHMH MepaMH, HanpaBneHHbiMM Ha npeceneHMe 
TaKoro npoMCiuecTBHH hjih ero yrpo3w Tax öwcTpo, KaK sto 
B03MOJKHO C yHÖTOM MHHMMajlbHOTO pHCKS flJIR >KM3HH. 

(4) KauKßan AoroBapuBatoißaacn CiopoHa npHHHMaeT Bce 
npeßCTaBjiHioiunecH eft ocymecTBHMbiMH Mepbi toto, hto- 
6 bl He3aKOHHO 3aXBaM8HH0e HJIH CTaBLUee JKepTBOM HHblX npOTH- 
BonpaBHbix nocnraTenbCTB B03flyujHoe cyflHO, HaxoAniAeeca Ha 
aeMne Ha eä rocyAapcTBeHHOH TeppHTopHH, 3aßep>KnBa/iocb, 
ecnn ero B3a§t He BbOBaH HeoöxoAHMOCTbio nepeoonepenHoro 
oönsaienbCTBa 3 au 4 HmaTb *n 3 Hb 3 KHna*a h naccaacupoB. flo 
B 03 M 0 )KH 0 CTH fTOflOÖHbie Mepbi ßOJTUKHbt npMHHMaTbCH Ha OCHO- 

ee B 3 anMHbix KOHcy/ibTauMM. 

(5) B CBOMX B3aHMOOTHOUJeHHRX AorOBapHBatOißHeCH CTOpO- 
Hbl fleÜCTByiOT B COOTBeTCTBMM C npefllTMCaHHBMH nO aBMaUHOH- 
hoh öeaonacHOCTH, ycT aHOBneHHbiM h MexcßyHapoßHOH opraHH- 
3aunePi rpa>KßaHCKOM aenauHH h onpeßenöHHbiMH b npn- 
JIOXCOHHBX K K0HB6HUHH O rpa*AaHCKOH aBMaUHH, nOCTOJIbKy, 
nocKOflbicy 3 tm npeßnHcaHHn no öeaonacHOCTM npnMeHHMbi k 
floroeapHBaKHMMMcn CToponaM; ohm ao/dkmu TpeöoeaTb, hto- 
6bi BnaßenbUbi aanecäHHbix b hx peecTp B03ßyujHbix cyflOB h 
B naßenbubi B03flyujHbix cyfloe, mmokhmhx ceoe ochobho© mocto 
A errre/ibHocTH mah nocTonHHoe MecTonpeöWBaHHe Ha hx rocy- 
AapcTBeHHOH TeppHTOpMH, a TaKxce <J>MpMbi, 3KcnnyaTHpyioiAHe 
aaponopTbi Ha hx rocyAapcTBeHHOH TeppHTopHH, AencTBOBann b 
C 00TB6T CTBHH C 3THMH npeflnHCaHHBMM nO aBHaUHOHHOH öeao- 
nacHOCTH. 

(6) Kaxcßan AoroeapMBaiomaAcn CiopoHa cornaiuaeTcn c 

T6M, HTO OT T3KMX BASAOAbUGB B03ßyUJHblX CyflOB MOXC6T öblTb 
noTpeöoßaHO coömoABHHe noAo*eHHH no aBHaunoHHOH 6e30- 
nacHOCTH, yxasaHMbix b nyHKte 5 ashhoh CiaTbH, ycTaHaBAM- 
BaeMbix b othoujbhhh npMAeTa, BbineTa huh npeöbieaHHn Ha 
rocyAapcTBeHHOH TeppHTopHH 3toh Apyroü floroBapHBaiouteH- 
ca CTopoHbi. Kax<Aan AoroBapHBaioiAancn CTopona oöecnenHT, 
hto Ha eä rocyAapcTBeHHOH TeppHTopHH öyßyT npHMBHRTbCA 
Abhctbb HHbie Mepbi no saiMHTe B03AyuiHbix cyßOB h AOCMOTpy 
(npocBeHMBaHHio) naccaxcMpoe, hpohob 3Knna*a h pynHOH 
xnaßH, a Taioxe no npoeeAeHHio paayMHbix npoeepo« Ha Öeao- 
nacHOCTb öarsuKa, rpy3a h öopToewx aanacoe ao h bo bpbmh 
nocaAKM naccaxcnpoB hjih npHHHTHH rpy3a Ha öopT. Ka*AaR 
floroBapHBaiomancH CTopowa ÖyfleT öAarocKAOHHo paccMaTpn- 
BaTb KaxcAoe xOAaTaücTBO Apyroü AoroeapHBaromeHcn CTopo- 
Hbl B OTHOUJBHHH B BOA OH HR paayMHbfX CnBUHajlbHblX M6p Ö630- 
nacHOCTH aar ycTpaHeHH« onpeAenäHHon yrpo3bi. 

(7) Ecnn oßHa floroBapHBaKHuancn CTopona yiaiOHneTcn ot 
npeAnncaHHH no aßnauHOHHOH 6e3onacHocTH ashhoh CTaTbH, 
to BeAOMCTBO aBnauHOHHUx BnacTBH Apyroü floroeapHBaK)- 
LA6HCR CTOpOHbl BnpaB6 XO A3T aHCTBOBaT b O HBMBAneHHblX KOH- 

cy/ibTauHHx c Bbaomctbom aenauHOHnbix BnacTen Apyroü Ao- 
roBapHBaiouteHcn Ctopohw. Ecjih b TeneHHe Mecnua c AaTbi 
HanpaB/ieHHR Taxoro xoASTancTBa ne AOCTnraeTcn yAOBneTBO- 
pHTenbHoe pa3peujeHMe, to 3to nBnneTcn ocHoeaHneM ahr 
npHOCT aHOBJTBHHR , aHHy/IMpOBaHHH HAH OTpaHHHeHHH pa3- 
peiueHHR na axcnnyaTauHio oAHOMy hjih necKonbKHM aßnanpeA- 
npHRTHRM nepBOH A^oeapn Batou^e hcr Ctopohw, hjih pa3- 
peiueHne öyAOT CBR33H0 c onpeAeneHHbiMH ycnoBHRMH. Ecnn 
Toro TpeöyeT HpesBbiHaHHaR CHTyauHR, xa>KAaR AoroBapHsaio- 
LuaRCR CTopOHa Bnpase npHHHTb npeAsapHTenbHbie Mepbi ao 
HCT eneHHR yxa3aHHoro MecRHHoro cpoxa. 


CTaTbH 13 

B*be3ß h KOHToponb npoe3AHbix AOKyMeHTOB 

(1) no xoAaTancTBy oahoh Aor oBapHBafomeHCR CTopoHbi 
ApyraR AoroBapHBatomaRcn CTopoHa pa3pemaeT aBnannpeA- 
npHRTHRM, KOTopwe nojib3yioTCR npaßaMH B03AyujHoro cooöme- 


14 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6168 


gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Ziefort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestefft worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit- 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal- 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einerweiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe- 
rechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er- 
kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um- 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 
Direkttransit 

Fluggäste, Gepäck und Fracht, die im Direkttransit durch das 
Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei befördert werden und das 
Gebiet des Landeflughafens nicht verlassen, unterliegen lediglich 
einer vereinfachten Kontrolle, soweit nicht Maßnahmen zur Ge- 
währleistung der Luftsicherheit anderes erfordern. Gepäck und 
Fracht im Direkttransit werden von Zöllen oder ähnlichen Abgaben 
befreit 

Artikel 15 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 16 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör- 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An- 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 15 
kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultatio- 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 


Artikel 17 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 16 beige- 
legt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 


mn b oöewx CTpaHax, npoBeaeHwe Mep, o 6 ecneHMBatomnx ne- 
peeoaxy Toabxo Tex naccaxcupoB, y xoTopwx mmoiotcb npoe 3 A- 
Hbie AOKyMeHTb», TpeöyeMbie Bteafla nan TpaH 3 MTa nepea 
TeppwTopmo xoflaTaMCTByfomeM Ctopohu. 

(2) Kaxcflaa floroBapMBafomaaca CTopoHa öyfleT npuHUMaTb 
Anw npoßepKM nenoeeKa, He nponyujeHHoro b nyHicre Ha3Hane- 
hmh nocne Toro, xax öbino yciaHOBneHO, hto y Hero HeT npaßa 
Ha B'beaA. ec/m to/ibko stot neaoßex ao cßoero BbiaeTa He 
HaxoAH/ica b npsMOM TpaH3HTe Ha rocyAapcTB6HHOM TeppuTO- 
pnii stom floroBapMBaiomeMCfl CTOpoHbi. floroBapHBawuiHecn 
CTOpoHbt He HanpaB/iafOT Taxoro neaoßexa oöpaTHO b CTpaHy, 
rAe paHee 6bmo ycrraHoeneHO, hto y wero HeT npaßa Ha 
BT>63A> 

(3) 3to nono>xeHne ne MeiuaeT BaacTRM npoßecTM AaabHen- 
ujyio npoßepxy nenoßexa, He nponymeHHoro b CTpaHy xax He 
MMex>mero npaßa Ha B*be3A> htoöw ycTaHOBHTb, mox<6t m oh 
öbiTb npuHRT b 3tom rocyAapcTBe, Man npHHRTb Mepbi no ero 
Aa/ibHeniueH nepeB03xe, yAaaeHMfo mam BbiAßopeHMio b rocy- 
AapCTBO, Mbe rpax<AaHCTBO oh MMeeT nan b xotopom oh Mo>xeT 
öbiTb npHHHT no xaxMM-anöo ApyniM npuHHHaM. B tom caynae, 
ec m nenoeex, b oTHOiueHMM xoToporo öwao ycTaHOBAeHO, hto 
oh He MMeeT npaßa Ha Bi>e3A, noTepaa m am yHUHToxun cbom 
npoeaAHbie AOxyMOHTbi, floroBapHBafotuaaca CTopoHa öyAeT 
npM3HaßaTb BMecTO hmx AOxyMenT, noATßep>xAaiomMM oöctor- 
Te/ibCTBa BbiaeTa m npnaäTa, BWAaHHbiM eaacTRMM tom floroBa- 
pMBaiomeHca Ctopohw, rAe öbiao ycTaHOB/ieHO, hto stot neao- 
Bex He HMeeT npaßa Ha B-be3A- 


CT3TbH 14 
npflMOH Tp3H3HT 

naccaxwpbi, öara* m rpy 3 , caeAyiotAMe npaMbiM TpaH 3 MTOM 
nepe 3 rocyAapcTBeHHyio TeppMTopMio oahom floroßapHBaio- 
mencfl CTopoHbi m He noxnAatomMe panona a 3 ponopTa, BbiAe- 
aeHHoro a^* stom Menu, öyAyT noAeepraTbca aniub ynpomeH- 
HOMy xoHTpoaio, ecriH nnoe He Bbi 3 biBaeTca MepaMM no oöecne- 
neHMK) aBHauHOHHOH öeaonaeHocTM. Baratt h rpya, caeAyxjmne 
npaMbiM Tpan 3 MTOM, He öynyT oöaaraTbca TaMotteHHbiMM cöo- 
paMH m APyrnMH nofioöHbiMH HaaoraMH. 


CraTbfl 15 
0ÖM6H MH6HHRMH 

no Mepe Heoöxo a hmocth Me>KAy BeAOMCTBaMM aßnaunoH- 
Hbix BaaCTeü floroBapuBaioutHxca Ctopoh npoeoAHTcn oömch 
MH eHMRMM AJW TOCHOrO COTpyAHHHeCTBa M B 3 aHMOnOHHMaHHa 
no BceM BonpocaM, xacatoutHMca npMMeneHHa AaHHoro Cor- 
aauieHMa. 

CT3Tbfl 16 
KOHCynbT3L4HH 

flaa oöcy>KAeHna M3MeHenMM abhhoto CoraameHMR Man Ta- 
öaMMbi MapujpyTOB m an Bonpocoe ToaxoBanaa xattAaa floroßa- 
pMBaiomaaca CTOpona MOtteT b aioöoe BpeMa xo abt ancTBoeaTb 
o npOBeAeHMM xoncyabTauMÜ. 3 to >xe pacnpocTpaHaeTca Ha 
oöcyx<AeHMe npMMeHMMOCTM AaHHoro CoraameHMa, ecan no 
MHeHMtO OAHOM florOBapHBafOUteMCa CTopoHbi OÖMeH MH6HMRMM 
coraacHO CTaTbe 15 He Aaa yAOBaeTBOpMTeabHbix pe3yabTa- 
tob. KoHcyabTauMM Aoax<Hbj HanaTbca b TeneHMe Aßyx Mecaueß 
nocae noayneHMa ApyroM floroBapMBarameMca Ctopohom xo- 
AßTaMCTBa. 

CTaTbR 17 

yperyanpoeaHHe cnopoe 

(1) Ecan He yflaÖTca yaaAHTb pa3Horaacne b otholushmm 
T oaxoßaHMa m an npMMeneHMa abhhoto CoraameHMa coraacHO 
CTaTbe 16, to stot cnop nepeAaeTca no TpeöOBaHMK) oahom 
floroßapMBatOLAeMa Ctopohw b TpeTeMcxMM cyA- 
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(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglieder werden 
innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei 
Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der anderen 
mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 


(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei- 
ne Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. Jede 
Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertre- 
tung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den Ver- 
tragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 18 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des- 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 16 statt. 


Artikel 19 

Registrierung bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten- 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 20 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Usbekistan außer 
Kraft. 


Artikel 21 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 


(2) TpeTeMCKMft cyfl Mox<eT öbiTb oöpa30BaH b xa>KflOM koh- 
KpeTHOM cnynae cjieflyioinMM oöpa30M: Ka>Kfiaa floroBapnßaio- 
maacfl CTopoHa Ha3HanaeT no oflHOMy Hneiny cyjja, a oöa 3 thx 
M/ ieHa floroBapMBaiOTCfl o npeflceflaiene cyfla, KOTopbin ßo- 
jweH öbiTb rpaatßaHMHOM TpeTbero rocyflapcTea h Ha3HanaTb- 
ch floroBapMBaiomMMMCfl CTopoHaMM. HneHbi TpeTencKoro cyfla 
Ha3HaMaiOTCfl b TeneHne flßyx MecaueB, a ero npeflceßaTe/ib 
- b TeneHMe Tpex MecmjeB nocne tofo, ksk oßHa floroßapn- 
BaiOLflascB CTopoHa yBeflOMHna flpyryio floroßapnBaioiuyiocH 
CTopoHy o cboöm HaMepeHMM nepeßaTb cnop b TpeTencK m 
cyfl. 

(3) npM HecoößiOfleHMM cpoKOB, yKa3aHHbix b nyHKTe 2 flaHHon 
CTaTbM, xa>Kflafl floroßapneaioiflaaca CTopoHa Bnpaße b cnynae 

OTCyTCTBMfl MHOM flOrOBOpÖHHOCTH OÖpaTMTbCH K ripe3HfleHTy 

CoBeia Me?KßyHapoflHOM opraHH3auHH rpaxcflaHCKon aßna i\m c 
npocböoM ocyu^ecTBMTb Heoöxoflwvibie Ha3HaMeHna. Ecnn Rpe- 
3MfleHT BBJlSeTCB rpa>KflaHMHOM OflHOH H3 florOBapMBaK)LUHXCB 
Ctopoh mjim ecnn oh no flpyrMM npnMHHaivi He molkst npoBec™ 
Ha3HaHeHMe, to 3to flonxceH öyfleT CßenaTb 3aMemaK>mHH ero 
Bnue-npe3MfleHT. 

(4) TpeTencKHH cyfl npHHWviaeT peiueHna öonbujnHCTBOM ro- 
jiocob. Ero peiueHHH oösaaTejibHbi ß/is floroBapnBaiOLflnxca 
Ctopoh. Ka*flafl floroBapHBatomaacn CTopoHa HeceT pacxoflbi 
no coflepxoHMio CBoero nneHa cyfla, a Taioxe cbohx npeflCTaBH- 
Tenefi b TpeTencxoM npouecce; pacxoflbi no coflepx<aHHK> 
npeflceflaTens, a Taioxe nHue pacxoflbi nopoBHy HecyT oöe 
floroBapHBaiOLUMecB CTopoHbi. B ocTanbHbix Bonpocax TpeTenc- 
k m cyfl ycTaHaBjiHBaeT cbom npaBMna npoueßypbi. 


CTaTbfl 18 

MHOrOCTOpOHHHe KOHBOHLJHH 

B cnynae BCTynneHna b cnny oömen MHorocTopoHHen KOHBeH- 
UMM no B03flyiflH0My COOÖLfleHMIO, npHHBTOH florOBapMBaiOmH- 
mmcb CTopoHaMM, nonox<eHna TaxoPi KOHBeHßHH nwieiOT npewviy- 
LfleCTBeHHyK) CMJiy. OÖCyJKfleHMB Toro, HaCKOnbKO MHOrOCTOpOH- 
hhh KOHBeHßHB npexpaTHT flencTBHe, 3aivieHHT, h3M6hht nnn 
flono/iHMT flaHHoe CornaweHHe, npoBOflHTca corjiacHO CTaTbe 16 
ßaHHoro CornaujeHMB. 

CTaTbft 19 

PemcTpa4Hfi b MexcflyHapoflHOH opraHH3ai^HH 
rpawflaHCKOH aBHai^HM 

flaHHoe CornauueHMe, nioöoe ero n3M6HeHne h jiioöoh oömoh 
HOTaMM cornacHO CTaTbe 2, nyHKT 2 flaHHoro CornaweHHa 
HanpaBflsioTca Ana perncTpaunH b MettflyHapoflHyio opraHH3a- 
Umk) rpattflaHCKOM aßnaunn. 


CTaTbfl 20 

npeMHHe CornauieHHfl 

Co BCTynneHneM b cnny flaHHoro CornauueHna yTpannBaeT 
cnny Cornaiuenne Mexmy npaßnTenbCTBOM OeflepaTnBHon 
Pecnyö/iMKH repMaHna n npaßnTenbCTBOM Coio 3 a CoBeTCKHX 
COflManMCTMHeCKMX PecnyÖJIMK 0 B 03 flyiJJHOM COOÖtfleHHn OT 
11 Hoaöpa 1971 rofla b OTHOiueHnax wie>Kfly OeflepaTnBHon 
PecnyönnKon r epwiaHna h Pecnyönnxon Y 3 öeKncTaH. 


CTaTbfl 21 

BcTynneHHe b cnny, cpox ßencTBMfl 

(1) AaHHoe CornaujeHne BCTynaeT b cnny Mepe3 oamh Mecsu 
nocne Toro ahb, xorfla oöe floroBapnBaK)Lflnecfl CTopoHbi yße- 
flOMBT flpyr flpyra oÖMeHOM hotbmh o tom, hto hmh BbinonHeHbi 
HeoöxoßHMbie BHyTpnrocyflapCTBeHHbie npoueflypbi ahb BCTy- 
nneHHB b cnny flaHHoro CornaiueHnB. 

(2) flaHHoe CornameHne 3aKnioHaeTCB Ha HeonpeßeneHHbin 

CpOK. 


16 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6168 


Artikel 22 
Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der anderen Ver- 
tragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf 
dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der 
Eingang der Mitteilung von der anderen Vertragspartei nicht be- 
stätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem 
Eingang der Mitteilung bei der internationalen Zivilluftfahrt-Orga- 
nisation. 


Geschehen zu Bonn am 1 6. November 1 995 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher, usbekischer und russischer Sprache, wo- 
bei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des usbekischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


CTaTbfl 22 
fleHOHcaijHfl 

Kanaan floroßapMBaioLLiaRCR CTopOHa MoweT b nroöoe Bpeivm 
yßeflOMMTb jqpyryK) floroBapHBaiomyiocR dopoHy o CBoeM 
peiueHMM npeKpaTHTb aeMCTBMe AaHHoro CornaweHMR; TaKoe 
yßeflOMneHMe o AßHOHcauHH aojiwho öbiTb OAHOBpeMeHHO Ha- 
npaB/ieHO Me>KAyHapoAHOH opraHM3ai4MM rpa*AaHCKOM aBMa- 
i\m. B TaKOM cnynae CornauieHMe yTpaTm cwiy Mepe 3 AßeHaA- 
uaTb MecflueB c AaTbi nonyneHMR yßeAOM/ieHHR APyrotf floroßa- 
pHBaiometfCR Ctopohom, ec/iM AßHOHcauHB He öyAeT OTMeHeHa 
no AoroßopeHHocTM ao MCTeMeHMR 3Toro nepviOAa. B cnynae 
OTcyTCTBHB noATBepwAeHMR nonyHeHHB AenoHcauHH Apyron 
floroBapnBaK>iAeMCH Ctopohom yßeAOM/ieHMe aoji>kho paccMa- 
TpMBaTbcn KaK nonyMeHHoe nepe3 MeTbipHaAuaTb AHeii c AaTbi 
nonyMeHHH yBeAOMneHMR MexcAyHapoAHon 0praHM3ai4neM rpa- 

KAaHCKOM aBMaAMH. 


CoBepiueHO b BoHHe 16 horöpr 1995 roAa b Aayx noAnHHHbix 
3 K 3 eMnnßpax, xa>KAbiM Ha HeweuKOM, yaöeKCKOM n pyccxoM 
RSbiKax, npuneM Bce TexcTbi HMeioT cmiy. B cnynae pa3nvmHoro 
TOAKOBaHHR HeMeuKoro h y 3 öeKCKoro TeKCTOB peujaroujMM rb- 
RReTCR TeKCT Ha pyCCKOM R 3 blKe. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a npaBMTe/ibCTBo OeAepaTMBHOtf PecnyönHKH V epwiaHMR 
Kinkel 

Für die Regierung der Republik Usbekistan 
3a npaBMTe/ibCTBo PecnyönMKH y36eKMCTaH 
A. Kami low 
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Drucksache 13/6168 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Denkschrift zum Abkommen 
I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der interna- 
tionale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, deutschen Luftfahrtuntemehmen 
entsprechende Verkehrsrechte gewähren. 

Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Abkom- 
men handelt es sich bei dem am 16. November 1995 in 
Bonn Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Usbekistan. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarten Fluglinienplan festgelegt. Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die Fluglinien- 
rechte den Verkehrsanforderungen jeweils leichter und 
schneller anpassen zu können. 


II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die im Abkommen verwendeten Be- 
griffe. 

Artikel 2 legt die gewährten Freiheitsrechte der Zivilluft- 
fahrt in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien 
fest. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lung, die Verweigerung, die Einschränkung oder den Wi- 
derruf der Betriebsgenehmigung zur Durchführung des 
Fluglinienverkehrs fest. Von dem Recht der Einschrän- 
kung oder des Widerrufs der Betriebsgenehmigung darf 
grundsätzlich nur nach Konsultationen der Vertragspartei- 
en Gebrauch gemacht werden. 

Artikel 5 sichert Inländerbehandlung zu bei den im Zu- 
sammenhang mit der Benutzung der Flughäfen anfallen- 
den Gebühren. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschl. der an Bord befindlichen Treibstof- 
fe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Bordvorräte sowie für Werbematerial und Be- 
förderungsdokumente. Er sichert darüber hinaus auf der 


Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen auf dem Ge- 
biet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich ausgestalteten 
indirekten Steuer zu. 

Artikel 7 regelt das Recht auf freien Gewinntransfer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungsan- 
gebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung insbesondere hinsichtlich 
der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebsan- 
gaben und zum Austausch der Statistiken. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der Tarifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederlassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtuntemehmen, das Recht der Selbstabferti- 
gung und das Recht des freien Verkaufs der Beförde- 
rungsdienste. 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkretisiert 
werden. 

Artikel 13 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Fluggä- 
ste im Hinblick auf die erforderlichen Einreisedokumente 
und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rücknahme der 
von der anderen Vertragspartei zurückgewiesenen Flug- 
gäste. 

Artikel 14 trifft Regelungen für Fluggäste, Gepäck und 
Fracht im Direkttransit. 

Die Artikel 15 bis 17 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch, den Konsultationen, der Beilegung von Strei- 
tigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung eines 
Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind in Luft- 
verkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich möglicher 
Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. 

Die A rt i kel 18 bis 22 enthalten die international üblichen 
Kündigungs-, Registrierungs- und Schlußbestimmungen 
sowie die Behandlung früherer Abkommen und die Festle- 
gung des Vorrangs eines mehrseitigen Luftverkehrsüber- 
einkommens. 
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